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Text 

Artikel 147. (1) Der Verfassungsgerichtshof besteht aus einem Präsidenten, einem Vizepräsidenten, 
zwölf weiteren Mitgliedern und sechs Ersatzmitgliedern. 

(2) Den Präsidenten, den Vizepräsidenten, sechs weitere Mitglieder und drei Ersatzmitglieder 
ernennt der Bundespräsident auf Vorschlag der Bundesregierung; diese Mitglieder sind aus dem Kreis der 
Richter, Verwaltungsbeamten und Professoren an den rechts- und staatswissenschaftlichen Fakultäten der 
Universitäten zu entnehmen. Die übrigen sechs Mitglieder und drei Ersatzmitglieder ernennt der 
Bundespräsident auf Grund von Dreiervorschlägen, die für drei Mitglieder und zwei Ersatzmitglieder der 
Nationalrat und für drei Mitglieder und ein Ersatzmitglied der Länder- und Ständerat (Anm.: richtig: 
Bundesrat) erstatten. Drei Mitglieder und zwei Ersatzmitglieder müssen ihren ständigen Wohnsitz 
außerhalb der Bundeshauptstadt Wien haben. Verwaltungsbeamte, die zu Mitgliedern des 
Verfassungsgerichtshofes ernannt werden, sind, soweit und solange sie nicht im Ruhestandsverhältnis 
sind, außer Dienst zu stellen. 

(3) Der Präsident, der Vizepräsident sowie die übrigen Mitglieder und die Ersatzmitglieder müssen 
die rechts- und staatswissenschaftlichen Studien vollendet und bereits durch mindestens zehn Jahre eine 
Berufsstellung bekleidet haben, für die die Vollendung dieser Studien vorgeschrieben ist. 

(4) Dem Verfassungsgerichtshof können nicht angehören: Mitglieder der Bundesregierung oder 
einer Landesregierung, ferner Mitglieder des Nationalrates, des Länder- und Ständerates (Anm.: richtig: 
Bundesrat) oder sonst eines allgemeinen Vertretungskörpers; für Mitglieder dieser Vertretungskörper, die 
auf eine bestimmte Gesetzgebungs- oder Funktionsperiode gewählt wurden, dauert die Unvereinbarkeit 
auch bei vorzeitigem Verzicht auf das Mandat bis zum Ablauf der Gesetzgebungs- oder Funktionsperiode 



  Bundesrecht konsolidiert 

www.ris.bka.gv.at  Seite 2 von 2 

fort. Endlich können dem Verfassungsgerichtshof Personen nicht angehören, die Angestellte oder 
sonstige Funktionäre einer politischen Partei sind. 

(5) Zum Präsidenten oder Vizepräsidenten des Verfassungsgerichtshofes kann nicht bestellt werden, 
wer eine der im Absatz 4 bezeichneten Funktionen in den letzten vier Jahren bekleidet hat. 

(6) Auf die Mitglieder des Verfassungsgerichtshofes finden 

Artikel 87, Absätze 1 und 2, und Artikel 88, Absatz 2, Anwendung; die näheren Bestimmungen werden in 
dem gemäß Artikel 148 ergehenden Bundesgesetz geregelt. Als Altersgrenze, nach deren Erreichung ihr 
Amt endet, wird der 31. Dezember des Jahres bestimmt, in dem der Richter das siebzigste Lebensjahr 
vollendet hat. 

(7) Wenn ein Mitglied oder Ersatzmitglied drei aufeinanderfolgenden Einladungen zu einer 
Verhandlung des Verfassungsgerichtshofes ohne genügende Entschuldigung keine Folge geleistet hat, so 
hat dies nach seiner Anhörung der Verfassungsgerichtshof festzustellen. Diese Feststellung hat den 
Verlust der Mitgliedschaft oder der Eigenschaft als Ersatzmitglied zur Folge. 

Anmerkung 

Die Umstellung von "Bundesrat" auf "Länder- und Ständerat" ist nie in Kraft getreten (vgl. Art. II § 15 
Abs. 2 BVG BGBl. Nr. 393/1929) 

Zum Inkrafttretensdatum vgl. Art. II § 22 BVG BGBl. Nr. 393/1929. 

Übergangsvorschriften zu Art. 147 enthält Art. II § 25 BVG BGBl. Nr. 393/1929. 
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